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Nachachlag_ewerkz Ja
Amtliche Sammlung: Nein

BGB § 419; GKG § 99 Wr. 3 (§ 79 Br. 3 a.P.) ..

»

fbertriigt eine Partei wihrend eines schwebenden Rechts-
gtreits ihr Vermdgen an einen anderen, 8o, haftet

dieser sowohl fiir die bereits erwachsenen wie d ie .
noch entsiehenden Gerichtskosten des anhingigen Prozesses
nach § 419 BGB. '

(Erweiterung su 1i BOB § 419 Fr. 4; GKG § 79 LXNv. 2).
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dger Viktoria SEEENED in WD, NP Y@D-Strase @,

Beklagten, Berufungskliégerin und Revisionskliégerih,
- ProgeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Frhr.von — -

gegen

Frau Carola SN in gD, JGEEED-7@P-sirase @,

Kldgerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
~ Prozedbevollmiéchtigter: Rechtsanwalt Dr. - -

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der
Sitzung vom 2. Dezember 1958 beschlossens

Die Erinnerung der Frau Rosa SCID, ‘1
4@, “gi-@-Strose @, !
t

gegen die Koatenrechnungen des Urkundsbeamten (

der Geschiftastelle vom 16. Oktober 1954, 8.
Pebruar 1955 und vom 10. August. 1956 wird gurlick-
gewiesen. Die Kostenrechmgngen werden jedoch

dahin ergénzt, dad sich die Haftung der Erinnerungs-
fihrerin auf das von ihrer Mutter Prau Viktoria
QI iibernommene Vermdgen beschrénkt,
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Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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In dem begeichneten Rechtsstreit sind die Kosten
der Revision durch das Urteil des Senats vom 22. Juni
1956 der Beklagten auferlegt worden, deren Rechtsmittel
gurfickgewiesen wurde (§ 97 ZP0). Nachdem eine Vollstreckung
der Gerichtskosten bei der Beklagten ergehnislos blieb,
hat der Urkundsbeamte der Geschiéftsstelle die Gerichts—~
kosten mit insgesamt 993,24 DM der Tochter der Beklagten,
Frau Rosa S, in Rechnung gestellt. Zur Begrindung
dieser Inanspruchnahme hat er auf die Vorschrift des § 79
Nr. 3 GKG (alter Fassung; jetst § 99 Nr. 3 GKG) verwiesen,
wonach auch derjenige Schuldner der Gerichtskasse ist,
der nach den Vorschriften des biirgerlichen Rechts fiir die
Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. Nach
Ansicht des Urkundsbeamten haftet Frau Rosa SN genmis
§ 419 BGB fiir die Kostenachuld der Mutter, da sie deren
Vermdgen ibernommen habe.

Frau Rosa SEJJEIM hat gegen die ihr zugestellten
Kostenrechnungen die gem#if § 4 GKG guldssige Erinnerung
eingelegt (vgl. hierzu BGH VI ZR 19/54 vom 30. April 1955 -
IM § 79 GKG Nr. 2 -, ferner § 8 der Justizbeitreibungs-
ordnung vom 11. Mirz 1937 in der Passung des Art. V des
Gesetzes vom 26. Juli 1957).

Der Brinnerung war der Erfolg zu versagen, da die
Kogtenhaftung der Erinnerungsfithrerin mit Recht angenommen
worden ist. Das Vermdgen der Prau Viktoria s— be-
stand im wesentlichen in gwei Hausgrundstiicken. Prau
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und wirtschaftlichen Zusammenhang an einen Er

VlkbO'Cld S—hsﬂc dlCSC Gru nds’cuoko, wihrend der
'he201chn0ue Re chcss*“ it in der orsten Ingtanz schwebte

95’( dle ScaloBmuhle in N— (S— Nr. @)
an dle Redc hsgrafln \"-—K— und iibereignete am
‘f'v_26 November 1951 das Haus I%_—D'Llaﬁe. mit zuge-
é}”ilgem C@fe nebst Inventar an 1hre Tochtcr Rosa9 d10

An ku*zem Abbtaﬁd verduBert. 81e verkauite am 22;_Novemban
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an Pfat;Rosa

';.b1~er u’beuacb’61len und daa rau Ro El
}”{AbSlCht bckannt wqra Darubc hlv S; '

1n dem Urr01L des Aand erlphfs 1957
',"’von Frau Vl}’“tOI’la S“ Zu I"du ‘Rosa | — elne
V01mo cnsubernahme 1m Slnne des § 41 B B VO rgelegen hat.

Ausg hea& von aem Cedanaeny daB dle Schulden. eine La%t
des V€lmOTenS bllden will dies Vorsth1f ulcaeﬂgfeljon

’daB das Vermogen des Scmuldnern dessev G]ﬁublger als

_vBeIrledlgungsobJekt erhalten bleibt. Nach dem Schutzzweck
fialeser Vorschrift lieg t eine Velmobensuberndhme auch dani
vor, wenn gleichz eitig odcr dech in enge zeitlichen

werher einzeln
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~Vermdgensstilcke ﬁbertragen werden, die, wie der Erwerbher
weifl, das Termﬁgen ies Ubergebers inm wesentl n er-
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chhonienGYFfﬂcnxme in vowllegenden FPall =z wertvolle
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Hauegrundstiicke, die objektiv das Vermigen der VerduBerin
darstellen; an zwei Erwerber iibertragen, so ist die An-
wendung des § 419 - natiirlich mit der enisprechenden
Haftungsbeschrinkung des Abs. 2 der Vorschrift - auf den
Erwerber geboten, der weiB, daf durch die beiden Ubertra-
gungen den Gliéubigern das Vermdgen des Schuldners als
Grundlsge der Befriedigung ihrer Anspriiche entzogen wird
(vgl. hiergug RGZ 76, 1, 4; 123, 52, 54; 134, 121, 125;
171, 185, 1913 RG WarnRspr 1931 Nr. 82; RAG in Bensh.
Sammlg.Bd. 17, 36). Dieses Bewuftsein war bei Prau Rosa
SE gegeben. Als diese sich am 26. November 1951

das einen Marktwert von 100.000 DM repréasentierende An-
wesen ME@D-V@P-Strate @ ibereignen lie8, wuBte sie,

daR die Mutter nahezu gleichgeitig ihr weiteres Grundstiick
Schlofmithle verkaufte (Kaufpreis 120.000 DM). Zwischen
beiden notariellen Vertrigen liegt ein geitlichexr Abstand
von nur 4 Tagen. DaB die Grundbucheintragungen iiber den
Eigentunswechsel in grdBerem zeitlichen Ahstend erfolgten,
ist filr die Beurteilung unerheblich. Entscheidend ist
vielmehr, daB sich Frau Viktoria SEJl# im November
1951 praktisch ihres ganzen Vermtgens begab, und daB die
mit den Verhéltnissen ihrer Muiter vert:gaute Pochter Rosa,
dies, wie sie zugegeben hat, wuBte. Die Tatsache, daB
Prau Rosa SEJJ sogar die Gliéubigerbenachteiligungs-
absicht der Mutter bei AbschluB des letzten Vertrages
bewuBt war, kann noch als weiterer Grund dafiir herange-
gogen werden, in diesem Falle zu Iasten von Frau Rosa

S- den § 419 BCB anzuwenden.

Darauf, welche Gegenleistungen Frau Vikioria S -
@ eus den VerduBerungsvertrégen erzielt hat, kommt es
rechtlich nicht an {vgl. RAG Bensh. Sammlg. Bd. 17, 36);
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denn diese Leistungen stellten den Glaubigern kein Aqui-
valent dafiir dar, daB ihnen das Vermbgen des Schuldners
entzogen wurde. Der von der Reichsgrifin VigiR-x¢ilp
geschuldete Kaufpreis wurde zum Teil durch Ubernahme von
Schulden beglichen. Soweit eine Barzahlung geleistet wurde,
muB berlicksichtigt werden, da8 Frau Viktoria SED
Bankschulden hatte und {iberdies in dem Vertrag mit der
Pochter Rosa eine hohe ILastenausgleichsschuld fiir das Grund-
stiick M@P-v@-Strade @ ubernahm;.Er..ist Xenn- -
zeichnend, daB ein am 28. Dezember 1951 bei Frau Viktoria
SEID durchgeftihrter Pfindungsversuch ergebnislos
verlief. Demgem#B ist der Ausgangspunkt richtig, da8 Frau
Rosa SEJJ® mit den tibernommenen Vermbgensbestandteilen
fir die Schaulden ihrer Muitter einzustehen hat. ’

Die Anwendung des § 419 BGB kann auch nicht daran
scheitern, daf die Gerichtskosten der Revisiors instanz
erst nach der Verudgensiibernahme durch Frau Rosa S¢jiiiillle
fd11ig geworden sind. Der Senat hat sich in dem BesachluB
vom 30. April 1955 - VI ZR 19/54 - (= I8 § 79 GKG Nr. 2)
auf den Standpunkt gestellt, daB jedenfalls mit dem Beginn
einer Instanz des Zivilprogesses eine Anwartschaft der
@Gerichtskasse auf die Kosten entstehe, die dem Unterlie-
genden durch die bevorstehende Gerichtsentscheidung
auferlegt wiirden, und das8 bereits eine solche Anwartschaf+
die Haftung eines Vermigensiibernehmers aus § 419 BGB
auslose. Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat in
dem BeschluB vom 19. September 1956 - 2 StR 292/54 - unter
grundsdtzlicher Billigung dieses Standpunkiea entschieden,
da8 im Strafverfahren der Kostenerstattungsanspruch des
Staates gegen den Rechtsbrecher schon in dem Zeitpunkt
dem Grunde nach entstehe, in dem staatliche Organe zur



Verfolgung der Tat tdtig wilrden, wenn such die Geltend-
machung dieses Anspruchs von der rechtskréftigen Verurtei-
lung des Angeklagien zur Tragung der Kosten abhiéngig sei.
DemgemsB hat der 2. Strafeenat die Anwendung des § 419 BGB
fiir die Forderung der Staatskasse auf Zahlung der Kosten
des Revisionsverfahrens in einem PFall ‘gebilligt, in dem der
Angeklagte sein Vermdgen vor Beginn der Revisionsinstanz
tibertragen hatte. Flir den ZivilprozeB kann sinngem#dB nichts
anderes gelten. Mit dem Entstehen des ProgzeRrechtaverhili-
nisses ist der Rechtsgrund filr die im Laufe des Verfahrens
erwachsenden Kostenforderungen gelegt (vgl. Stein/Jonas/
Schonke ZP0 Komm. 18. Aufl. II 4 vor § 91; Baumbach/Lauter-
bach ZPO Komm. 23. Aufl., 3 B vor § 91; ferner RGZ 145,

13, 15). Zwar hidngt es vom Verlauf und Ausgang des Verfahrens
ab, welche Gebiihren im einzelnen erhoben werden und welche
Partei sie zu tragen hat. Doch besteht bereits mit Beginn
der Rechtshdngigkeit sowohl fiir die Progzefpartei wie fiir
die Gerichtskasse, die den Staat vertritt, eine Anwartschafi
auf Erstattung der ProzeBkosten nach MaBgahe der Gedhithren-
und Verfahrenabestimnungen, tibertrégt eine ProzeBpartei
wihrend des Verfahrens ihr Vermdgen an eine andere Person,
so darf hierdurch den Kostengliubigern die Grundlage fiir
die Befriedigung ihrer Forderungen nicht entzogen werden.
Darauf, ob die Kosten bereits entstanden sind oder ob sie
auf dem Rechtagrund des eingeleiteten Verfahrens erst im
weiteren Ablauf des Verfahrems erwachsen, kann es nach dem
Schutzgweck des § 419 BGB nicht ankommen (vgl. auch RGZ

69, 416, 421; a.M. Bley, Vergleichsordnung 1955 Anm. 53

zu § 25). Das Vermdgen ist insoweit mit dem Xostenrisiko
des begonnenen Verfahrens belastet. Der Leitsatz b) der
Entscheidung des Senats vom 30. April 1955 muf daher dahin
ergénzt werden, dad nicht nur die nach Beginn einer Ge-




richtsinstanz; sondern nech Beginn der Rechtshiingigkeit
stattgofundene Vermogensiibertragung die Haftung des fiver-
nehmers gemdB § 419 BGB fiir die weiteren ProgzeSkosten
auslgst, die dem Uhergeber des Vermdgens crwachdei, .

Die Kostenrechnungen waren dahin gu ergingen, das

sich die Haftung auf den Bestand des iUbernommenen Verms-
gens beschrénkt (§ 419 Abs. 2 BGEB).

MeiB Dr.Kleinewefers Dr.Bode

Dr. HauB Heinrsy Meyer



	ÜZS 014


